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Am Morgen des 27. September eskalierte der seit über drei Jahren mal offen
ausgetragene, mal vor sich hin schwelende Konflikt zwischen Armenien und
Aserbaidschan.  Aserbaidschanische  Truppen  beschossen  Stepanakert,  die
Hauptstadt  von  Bergkarabach  (Nagorny  Karabach),  einer  armenischen
Enklave, die formell zum Staatsgebiet Aserbaidschans gehört, aber seit Mitte
der  1990er  Jahre  faktisch  als  unabhängige  Region  mit  Armenien  eng
verbunden ist und um ihre internationale Anerkennung ringt. 2017 erklärte
sich Bergkarabach unabhängig unter dem Namen Republik Arzach, wird aber
seither international nicht anerkannt.

Reaktionärer Angriff
Die Bombardierung durch die Armee Aserbaidschans stellt eine qualitative
Verschärfung der Kampfhandlungen im schwelenden Konflikt dar, der schon
seit Juli von beiden Seiten verstärkt bewaffnet ausgetragen wird.

Die Führung Aserbaidschans unter dem autokratischen Präsidenten Alijew
steht  ihrerseits  unter  Druck  extrem  nationalistischer  oppositioneller
HardlinerInnen,  die  der  Regierung  zu  große  Nachgiebigkeit  gegenüber
Armenien  und  Bergkarabach  vorwerfen.  Eine  Mobilisierung  gegen  den
Erzfeind Armenien, militärische Erfolge im umkämpften Grenzgebiet und erst
recht die Rückeroberung Bergkarabachs wären für das Regime angesichts
einer tiefen Wirtschaftskrise,  grassierender Korruption und sinkender Öl-
und Gaspreise (und damit der wichtigsten Einnahmequelle des Landes) ein
„Befreiungsschlag“.  Und wie  so  oft  wird  ein  nationalistischer  Angriff  als
Selbstverteidigungsaktion  legitimiert.  Die  massiven  Artillerieangriffe  auf
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a r m e n i s c h e  S i e d l u n g e n  a m  2 7 .  S e p t e m b e r  w u r d e n  v o m
Verteidigungsministerium Aserbaidschans  als  „Gegenoffensive“  deklariert,
„um Armeniens militärische Aktivitäten zu stoppen und die Sicherheit der
Bevölkerung zu schützen“.

In Wirklichkeit ist der Angriff eindeutig reaktionärer Natur. Im Falle eines
Erfolges  würde  die  armenische  Bevölkerung  Bergkarabachs  zu  einer
unterdrückten  Nation,  ihr  Selbstbestimmungsrecht  mit  Füßen  getreten
werden. In Aserbaidschan würde die Herrschaft der OligarchInnen und des
seit 15 Jahren mit halb-diktatorischen Mitteln regierenden Präsidenten Alijew
neue Legitimität  erhalten.  Nicht nur die Minderheiten,  sondern auch die
ArbeiterInnenklasse und die Jugend, die als Kanonenfutter im reaktionären
Waffengang  verheizt  werden  soll,  wären  verstärkter,  nationalistisch
legitimierter  Unterdrückung  ausgesetzt.

Angesichts dieser Lage gilt unsere Solidarität allen Kräften der Linken, wie
d e r  A z e r b a i j a n i  L e f t i s t  Y o u t h
(http://www.criticatac.ro/lefteast/anti-war-statement-of-azerbaijani-leftist-you
th), die sich dem reaktionären, nationalistischen Treiben widersetzen und ein
Ende des Angriffs fordern.

Zweifellos  kann  die  Bevölkerung  Bergkarabachs  ein  legitimes  Recht  auf
Selbstbestimmung  (und  Selbstverteidigung)  für  sich  reklamieren.
RevolutionärInnen,  ja  alle  DemokratInnen  sollten  ihr  Recht  anerkennen,
selbst  zu  entscheiden,  ob  sie  einen  eigenen  Staat  gründen  oder  sich
Armenien anschließen wollen.

Wurzeln des Konflikts und Armeniens Rolle
Ginge  es  nur  um  Bergkarabach  und  d ie  Frage  von  dessen
Selbstbestimmungsrecht, so wäre der Charakter des Gesamtkonflikts recht
einfach  zu  bestimmen.  Doch  im  seit  über  drei  Jahrzehnten  offen
ausgetragenen Konflikt zwischen Aserbaidschan und Armenien verhält sich
die Sache nicht so unkompliziert.

Gegen  Ende  der  Existenz  der  Sowjetunion  brach  der  selbst  weit



zurückliegende Konflikt um Bergkarabach offen aus. In der UdSSR war die
Region entgegen dem Willen der armenischen Bevölkerung Aserbaidschan
zugeschlagen worden. Mit dem Zerfall  der Sowjetunion reklamierte diese
erneut   das  Recht  auf  Lostrennung  für  sich  und  stieß  dabei  auf  den
erbitterten Widerstand Aserbaidschans. Das Land befand sich auf dem Weg
in  die  Unabhängigkeit  und  die  NationalistInnen  –  ihrerseits  ehemalige
ParteibürokratInnen  und  städtische  Intellektuelle  –  wollten  nicht  auf
Bergkarabach verzichten, lehnten sowjetische Vermittlungsversuche ab und
suchten eine militärische Lösung.

Am Beginn des von 1992 bis 1994 andauernden offenen Krieges schienen die
Streitkräfte  Aserbaidschans  als  Siegerinnen  hervorgehen  –  nicht  zuletzt
aufgrund ihres brutalen Vorgehens, das tausenden ZivilistInnen das Leben
kostete und in barbarischen Massakern ganzer Dörfer gipfelte.  Doch das
Blatt  wendete  sich.  Die  militärischen  Verbände  Armeniens  und
Bergkarabachs waren nicht nur in der Lage,  die Enklave zu verteidigen,
sondern  eroberten  auch  mehrere  Provinzen,  die  Armenien  von  dieser
trennten. Diese mehrheitlich aserbaidschanischen Siedlungsgebiete wurden
unter dem Kommando des nicht minder brutal  vorgehenden armenischen
Nationalismus ethnisch gesäubert. Er beschränkte sich offensichtlich nicht
auf  die  Unterstützung  der  eigenen  Verbündeten,  sondern  vertrieb
hunderttausende AserbaidschanerInnen aus sieben Bezirken, die seit dem
Waffenstillstand 1994 von Armenien kontrolliert werden.

Bis  1994  wurden  über  1,1  Millionen  Menschen  aus  Aserbaidschan  und
Armenien vertrieben, also fast 10 % der gesamten Bevölkerung der beiden
Staaten.  25.000  bis  50.000  Menschen  starben  nach  unterschiedlichen
Schätzungen.  Seit  damals  befinden  sich  Armenien  und  Aserbaidschan  in
Lauerstellung. Nicht nur die Frage Bergkarabachs ist ungelöst. Beide Seiten
verweigern die Rückkehr hunderttausender Geflüchteter.

Reaktionärer Nationalismus auf beiden Seiten
Der  Nationalismus  wurde  faktisch  zur  Staatsdoktrin  beider  Seiten
einschließlich einer oft extremen religiösen und ethnischen Überhöhung. Seit
1994 kam es immer wieder zu begrenzten bewaffneten Konflikten zwischen



den beiden Parteien, zuletzt im sog. „Vier-Tage-Krieg“ 2016.

Beide Staaten erlebten zwar einen massiven ökonomischen Einbruch nach
dem Zerfall der Sowjetunion, auf deren gesamtstaatliche Arbeitsteilung ihre
Wirtschaftsplanung bezogen war. Der Maschinenpark in der Industrie war
weitgehend  veraltet.  Die  Einführung  der  Marktwirtschaft  und  die
Privatisierungen  nahmen  die  Form  einer  Plünderung,  einer  Art
ursprünglicher Akkumulation durch mafiöse, oligarchische Strukturen an.

Beide Staaten bzw. deren Regime unterhielten weiter enge wirtschaftliche
Beziehungen  zu  Russland.  Dieses  fungierte  als  Moderator  zwischen  den
befeindeten Seiten – sei es auf eigene Rechnung, sei es im Rahmen der sog.
Minsker Gruppe, die 1993 zur Vermittlung und Befriedung des Konflikts ins
Leben  gerufen  wurde  und  neben  Russland  auch  solche  Staaten  wie
Deutschland, Frankreich und die USA umfasst. Im Grunde wurde der Konflikt
e i n g e f r o r e n .  D i e  U N  v e r w e i g e r t  d i e  A n e r k e n n u n g  d e s
Selbstbestimmungsrechtes  von  Bergkarabach.  Umgekehrt  wurden  dessen
enge Verbindung mit Armenien und eine Wirtschafts- und Währungsunion
ebenso faktisch geduldet  wie  die  armenische Kontrolle  über  Gebiete  mit
ehemals aserbaidschanischer Mehrheitsbevölkerung.

Armenien und Aserbaidschan bezogen beide den größten Teil ihrer Waffen
aus Russland, wenn auch zu unterschiedlichen Konditionen. So musste das
öl- und gasreiche Aserbaidschan zu Weltmarktpreisen kaufen, während die
armenische  Armee zu  günstigeren,  russischen „Inlandspreisen“  aufrüsten
konnte. Auch Serbien verkaufte an beide „befreundete“ Staaten, während
Israel und die Türkei exklusiv an Aserbaidschan lieferten.

Während sich die Regionalmacht Türkei als Schutzpatronin Aserbaidschans
ins Zeug legt und extrem aggressive Töne anschlägt, band sich Armenien
stärker an Russland und den Iran. Dieser ist der wichtigste Energielieferant
des Landes. Russland ist faktisch die Schutzmacht Armeniens, unterhält dort
mehrere Militärbasen. Außerdem ist das Land Mitglied in den von Russland
dominierten wirtschaftlichen, politischen und militärischen Bündnissen, in
der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) wie auch in der Organisation
des  Vertrags  über  kollektive  Sicherheit  (OVKS),  dem  von  Russland



dominierten  Gegenstück  zur  NATO.

Warum jetzt?
Dass  der  Konflikt  im Juli  wieder  bewaffnete  Formen annahm,  inkludiert
möglicherweise auch ein zufälliges Element. So ist bis heute umstritten, wie
die ersten Kampfhandlungen in den letzten Monaten ausgelöst wurden.

Wir  können  jedoch  drei  Faktoren  ausmachen,  die  das  Gleichgewicht
unterminierten, das seit 1994 zu einem brüchigen Waffenstillstand geführt
hatte und von der Minsker Gruppe und insbesondere auch von Russland
weiter „vermittelt“ worden war.

Erster  besteht  in  der  politischen  und  wirtschaftlichen  Instabilität  beider
Staaten. Beide sind nicht nur hart von der Weltwirtschaftskrise betroffen,
beide  Länder  werden  auch  von  repressiven,  kapitalistischen  und  anti-
demokratischen Regimen geführt, selbst wenn sich der armenische Präsident
rühmt, über die samtene Revolution an die Macht gekommen zu sein. Für
beide  bietet  der  Nationalismus  daher  eine  Möglichkeit,  von  inneren
Konflikten  abzulenken  und  die  „Einheit  des  Volkes“  zu  beschwören.

Zweitens  haben  sich  aber  die  wirtschaftlichen  Gewichte  zwischen  den
Staaten verschoben. Aserbaidschan verfügt, anders als Armenien, über große
Öl-  und  Gasvorkommen  und  damit  Devisenquellen,  auch  wenn  dieser
Reichtum  vor  allem  der  kapitalistischen  Oligarchie  und  den  führenden
Schichten  im Staatsapparat  zugutekommt.  Die  Rendite  aus  dem Öl-  und
Gasexport  konnte  Aserbaidschan  aber  auch  für  Rüstungsausgaben
verwenden,  die  jene Armeniens  in  den letzten Jahren um das  Fünffache
übertreffen.  Angesichts  der Ziele  des Regimes (und der nationalistischen
Opposition) dürfte es nur zu verlockend sein, die größeren wirtschaftlichen
Reserven  und  die  militärische  Aufrüstung  in  Gebietsgewinne  praktisch
umzumünzen.

Drittens sind es die veränderten geo-strategischen Verhältnisse, die diesen
Konflikt befeuerten – insbesondere die wachsende Rivalität zwischen dem
russischen  Imperialismus  und  der  Regionalmacht  Türkei.  Diese  beiden



geraten  schließlich  nicht  nur  im Kaukasus,  sondern  auch  in  Syrien  und
Libyen aneinander, was den Konflikt noch explosiver macht.

Auch wenn EU und USA vor allem als VermittlerInnen agieren wollen, wenn
beide mit größeren inneren Problemen und anderen Prioritäten konfrontiert
sind, so ist es fraglich, dass v. a. die USA abseits stehen werden, falls sich
der  Konflikt  verschärft  oder  regional  ausweitet,  also  z.  B.  der  Iran
hineingezogen  wird.

Drohender Flächenbrand
Der Konflikt um Bergkarabach und der drohende Krieg zwischen Armenien
und Aserbaidschan droht somit leicht zu etwas Größerem zu werden, so wie
die Balkankriege vor 1914 leicht zu einem Weltkrieg hätten werden können.

Beide Seiten, Aserbaidschan und Armenien, lehnen bisher jede Vermittlung
ab,  beide  haben  das  Kriegsrecht  verhängt.  Beide  beschuldigen  andere
Mächte mit mehr oder minder viel Recht der Unterstützung der Gegenseite.
Während sich die Türkei offen und ganz hinter Aserbaidschan, logistische
Hilfe  stellt  und  reaktionäre  MilizionärInnen  aus  dem  Syrien-Krieg  als
„Freiwillige“ schickt, bezichtigt sie den Iran und Russland der Unterstützung
Armeniens.

Zur  Zeit  zieht  Russland (und wohl  auch China  und der  größte  Teil  des
Westens) eine „friedliche“ Lösung, also das weitere Einfrieren des Konflikts
vor.  Das  würde  Russland  enge  Verbindungen  zu  Aserbaidschan  und
Armenien  und  eine  dominante  Rolle  erlauben.  Eine  geostrategische
Expansion der Türkei kann es hingegen schwer dulden, weil diese seine Rolle
als Ordnungsmacht sowohl in Eurasien als auch im Nahen Osten und im
Mittelmeer schwer erschüttern würde.

So  würde  sich  die  OVKS  als  Papiertigerin  entpuppen,  wenn  sie  ein  in
Bedrängnis geratenes Armenien und das von ihm gestützte Bergkarabach
nicht einmal gegen aserbaidschanische Kräfte und wachsenden Einfluss der
Türkei schützen könnte.

Die Kriegsgefahr ist real. Der Konflikt kann sich leicht zum Flächenbrand



ausweiten, selbst wenn das niemand will, denn jede Aktion der einen Seite
droht  eine  Reaktion  der  anderen  hervorzurufen.  Selbst  wenn  die  groß-
türkische Rhetorik  Erdogans  teilweise  „nur“  leeres  Gerede sein  mag,  so
können gerade bonapartistische Regime wie das seinige den Bogen ihrer
außenpolitischen Abenteuer leicht überspannen – mit fatalen Konsequenzen.

Welche Perspektive?
Die internationale ArbeiterInnenbewegung und die gesamte Linke müssen
der  nationalistischen  Mobilmachung  auf  beiden  Seiten  und  jeder
Einmischung  der  Türkei,  Russlands  und  anderer  Mächte  entschieden
entgegentreten.  Es  gilt,  alle  Kräfte  in  Armenien  und  Aserbaidschan  zu
unterstützen,  die sich einem drohenden Gemetzel  widersetzen,  und diese
durch Aktionen der ArbeiterInnenklasse und der Unterdrückten insbesondere
in der Türkei und Russland zu stärken.

Ein  zentrales  Mittel  zum Stopp der  geo-strategischen Interventionen der
Türkei und Russlands (wie anderer Mächte) besteht im Kampf gegen die
autokratischen Regime Erdogans und Putins selbst.

Um  dem  Nationalismus  in  Armenien  und  Aserbaidschan  eine  politische
Alternative entgegenzusetzen, braucht es aber auch ein Programm, das eine
Lösung der drängenden demokratischen und sozialen Fragen leisten kann.

Das  beinhaltet  die  Anerkennung  des  Selbstbestimmungsrechtes  aller
Nationen,  also  auch  der  Bevölkerung  von  Bergkarabach.  Es  beinhaltet
ebenso das Recht  auf  Rückkehr aller  Vertriebenen und Geflüchteten des
Krieges  und  die  Entscheidung  über  den  weiteren  Status  der  durch  die
armenischen  Streitkräfte  besetzten  Bezirke  durch  die  Bevölkerung.  Das
Selbstbestimmungsrecht bildet im Kaukasus – ähnlich wie auf dem Balkan –
dabei nur ein Element der Lösung der nationalen Frage. Das andere muss in
der Bildung einer freiwilligen Föderation der Staaten des Kaukasus bestehen,
um  so  offene  Grenze  zwischen  den  verschiedenen  Regionen  zu
gewährleisten.



Demokratie und Sozialismus
Wie die Geschichte der Sowjetunion, vor allem aber der Restauration des
Kapitalismus  gezeigt  hat,  ist  eine  demokratische  Lösung  der  nationalen
Frage untrennbar mit der Klassenfrage verbunden, der Frage, in welchem
Interesse die Ökonomie organisiert wird. Auf der Basis von oligarchischem
Kapitalismus,  neoliberalem  Markt,  Mangel,  Arbeitslosigkeit  und  Armut
werden  immer  wieder  reaktionäre,  nationalistische  oder  rassistische
Scheinlösungen  von  den  Herrschenden  präsentiert  werden.

Der Kampf um das Selbstbestimmungsrecht und eine Föderation der Staaten
des  Kaukasus  muss  daher  verbunden  werden  mit  dem für  revolutionäre
Arbeiter-  und  Bauern-/Bäuerinnenregierungen  und  die  Bildung  einer
sozialistischen  Föderation  auf  Basis  demokratischer  Planwirtschaften.


